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Mitte Dezember 2000 stellte die Ausländerbe-
auftragte der Bundesregierung Marieluise Beck
(Bündnis 90/Die Grünen) ihre Vorstellungen zu
einem Integrationsgesetz vor. Sie will die Inte-
grationsförderung für Neuzuwanderer in Form
von Beratungsangeboten und Sprach- und Inte-
grationskursen gesetzlich verankern. Der Be-
such der Kurse soll „im Rahmen eines Vertrags-
modells“ verbindlich gemacht werden. Im Ge-
genzug sollen „aufenthalts- und arbeitsgeneh-
migungsrechtliche Zugangserleichterungen“
für jene Migranten geschaffen werden, die die
Angebote entsprechend nutzen.

Beck geht davon aus, dass Integration in
einer pluralistischen Gesellschaft nicht sim-
ple „Anpassung oder Aufgabe von religiösen
Überzeugungen oder von kulturellen Identi-
täten“ bedeutet. Aber, so die Ausländerbeauf-
tragte, „die aufnehmende Gesellschaft erwar-
tet zu Recht, dass Zuwanderer - und das ist
Teil eines republikanischen Selbstverständnis-
ses - die Werteordnung des Grundgesetzes an-
erkennen und die deutsche Rechtsordnung ak-
zeptieren.“ Sie hob die herausragende Bedeu-
tung von Erwerb und Kenntnis der deutschen
Sprache für die Integration hervor.

In Zukunft sollen Zuwanderer einen „Inte-
grationsvertrag“ mit
der Bundesrepublik
schließen. Deutsch-
land will damit den
Neuankömmlingen
ein 600 Unterrichts-
stunden umfassen-
des Integrationspa-
ket bieten, das sie in-
nerhalb der ersten
drei Jahre ihres Auf-
enthalts in Deutsch-
land in Anspruch
nehmen können. Die-
ses Angebot soll
überwiegend aus
Sprachunterricht,
aber auch sozialpä-
dagogischer Beglei-
tung bestehen.

Um dieses Inte-
g ra t ionskonzep t
umzusetzen, müs-
sen sich die Auslän-

Deutschland: Eckpunkte für ein Integrationsgesetz vorgestellt
derbehörden zukünftig zu Dienstleistungsstel-
len entwickeln. Nach der Einreise sollen Aus-
länder hier das so genannte WIN-Scheckheft
(Willkommen Integrationsscheck für Neuzu-
wanderer) erhalten, das die Gutscheine für den
Sprachunterricht, aber auch ein individuelles
Gespräch sowie in der Abschlussphase prakti-
sche Orientierungshilfe enthält.

Beck sieht ein Vertragsmodell vor, das mit
einem „System von positiven Sanktionen“ ver-
bunden wird. Migranten, die die Integrations-
angebote nutzen, sollen schnelleren bzw. leich-
teren Zugang zu einer unbefristeten Aufenthalts-
erlaubnis oder -berechtigung und zum Arbeits-
markt erhalten. Auch im Hinblick auf den Er-
werb der deutschen Staatsbürgerschaft sieht
Beck hier die Möglichkeit, Anreize für die Teil-
nahme am staatlichen Integrationsangebot zu
schaffen. Die aktive Teilnahme am Integrati-
onsangebot könnte, so Beck, damit honoriert
werden, dass eine Einbürgerung nach kürze-
ren Zeiten gewährt wird. Beispielsweise könnte
sich die geforderte Aufenthaltsdauer von der-
zeit acht auf fünf Jahre verringern. Negative
Sanktionen für Immigranten, die die Kurse
nicht besuchen, lehnte Beck ab.

Die Kosten für die Sprachkurse, die sich nach
Vorstellung der Ausländerbeauftragten Bund und
Länder teilen sollen, belaufen sich auf rund 620
Mio. Mark pro Jahr. Beck geht hierbei von einer
jährlichen Zuwanderung von rund 300.000 Perso-
nen mit voraussichtlich dauerhaftem Aufenthalt aus.

Die SPD nahm den Vorschlag der Ausländer-
beauftragten positiv auf. Die innenpolitischen
Experten sprachen sich jedoch nach Angaben
des innenpolitischen Sprechers der SPD-Bundes-
tagsfraktion Dieter Wiefelspütz für eine Teilnah-
mepflicht an Deutschkursen aus. Auch die Vor-
sitzende der von Bundesinnenminister Otto Schi-
ly (SPD) eingesetzten Zuwanderungskommissi-
on Rita Süssmuth (CDU) sprach sich dafür aus,
Einwanderer zu verpflichten, die deutsche Spra-
che zu lernen.

Der Berliner Innensenator Eckart Werthe-
bach (CDU) erklärte, Zuwanderer müssten nicht
nur die deutsche Sprache lernen, sondern auch
zur Teilnahme am Staats- und Sozialkunde-
unterricht verpflichtet werden.  as
Weitere Informationen:
www.bundesauslaenderbeauftragte.de/aktuell/
anstoesse2.stm
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Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes
stieg die Anzahl der Einbürgerungen 1999 im
Vergleich zum Vorjahr um rund ein Drittel an.
Insgesamt erhielten 1999 143.267 Ausländer die

d e u t s c h e
Staatsbürger-
schaft, 1998
waren es
106.800 Per-
sonen. Damit
setzte sich der
in den vergan-
genen Jahren
( A u s n a h m e
1997) zu beo-
b a c h t e n d e
Aufwärtstrend
fort (siehe Ab-
bildung).

Unter den
Eingebürger-
ten machten
Personen mit
t ü r k i s c h e r
Staatsangehö-
rigkeit den
größten Anteil

aus. 103.900 Türken erhielten im vergangenen
Jahr einen deutschen Pass; das entsprach rund
73% aller Einbürgerungen. Die zweitgrößte

Deutschland: Anzahl der Einbürgerungen gestiegen
Gruppe waren Personen marokkanischer Her-
kunft (4.980; 3,5%), gefolgt von Staatsangehö-
rigen Bosniens und Herzegowinas (4.238; 3%).

Auffallend ist der Anstieg der Einbürgerun-
gen unter Personen türkischer Herkunft. Wäh-
rend 1994 noch weniger als 20.000 Türken die
deutsche Staatsbürgerschaft erwarben, so erhiel-
ten 1999 über 100.000 den deutschen Pass (73%
aller Einbürgerungen). Ihr Anteil an der auslän-
dischen Wohnbevölkerung betrug 1999 nur 28%.

Für das Jahr 2000 wird geschätzt, dass rund
200.000 Einbürgerungen von Ausländern vor-
genommen wurden. Der erwartete Anstieg wird
auf das neue Staatsbürgerschaftsgesetz zurück-
geführt, das am 1. Januar 2000 in Kraft trat (vgl.
MuB 1/00).

In diesem Gesetz war auch eine Übergangs-
regelung vorgesehen. Ausländische Eltern soll-
ten bis 31. Dezember 2000 die Gelegenheit er-
halten, für Kinder der Jahrgänge 1990 bis 1999
unter bestimmten Voraussetzungen nachträglich
einen deutschen Pass zu beantragen. Davon wur-
de im Laufe des Jahres 2000 kaum Gebrauch
gemacht. Daher plant die Bundesregierung eine
Verlängerung dieser Frist bis Ende 2002. Zu-
gleich soll die Gebühr für die Einbürgerung in
diesen Fällen von 500 DM auf 100 DM gesenkt
werden. as
Weitere Informationen: www.statistik-bund.de/ba-
sis/d/bevoe/bevoetab6.htm

Deutschland: Aufhebung des Arbeitsverbots für
Asylbewerber und Rückgang der Asylanträge

Am 1. Januar 2001 trat eine von der Bundes-
regierung beschlossene Verordnung in Kraft,
die das Arbeitsverbot für Asylbewerber auf-
hebt (vgl. MuB 8/00).

Bis Mitte Mai 1997, als das Arbeitsverbot
wirksam wurde, galt für Asylbewerber eine War-
tefrist von drei Monaten, ehe sie einen formel-
len Zugang zum Arbeitsmarkt erhielten. Die seit
Januar gültige Regelung sieht vor, dass Asylbe-
werber und geduldete Ausländer nach einer ein-
jährigen Wartefrist eine Arbeitsgenehmigung
erhalten. Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge
mit einer Aufenthaltsbefugnis sind von der War-
tefrist befreit. Für alle Betroffenen gilt weiter-
hin, dass sie nur dann eine Arbeit aufnehmen
können, wenn kein bevorrechtigter Deutscher
oder gleichgestellter Ausländer zur Verfügung
steht. Nach Schätzungen des Bundesministeriums
für Arbeit und Sozialordnung sind ca. 85.000
der insgesamt 120.000 Asylbewerber von der
neuen Regelung betroffen.

Das Bundesinnenministerium gab unterdes-
sen bekannt, dass die Zahl der Asylanträge wei-
terhin rückläufig ist (siehe Tabelle, S. 3). Im Jahr
2000 stellten demnach 78.564 Personen in

Deutschland einen Erstantrag auf Asyl. Damit
sank die Zahl der Antragssteller gegenüber dem
Vorjahr um rund 17% und erreichte das nied-
rigste Niveau seit 1987. Hauptgrund für diese
Entwicklung ist der deutliche Rückgang von
Asylanträgen aus der BR Jugoslawien. Während
1999 noch 31.451 der Antragssteller aus diesem
Land stammten (33%), waren es im vergange-
nen Jahr lediglich 11.121 (14%). Neben Jugosla-
wien waren die Hauptherkunftsländer der An-
tragsteller der Irak (11.601), die Türkei (8.968),
Afghanistan (5.380) und der Iran (4.878). Das
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge (BAFl) entschied 3.128 (3%) der im
Jahr 2000 bearbeiteten Anträge positiv, womit
sich die Quote gegenüber 1999 nicht veränder-
te. Weiteren 8.318 Antragstellern (8%) wurde
Abschiebeschutz gemäß Ausländergesetz §51
Abs. 1 gewährt, so dass diese Quote den höch-
sten Stand seit ihrer statistischen Erfassung
(1994) erreichte.

Im europäischen Vergleich verzeichnete
Deutschland zwischen 1992 und 1999 jährlich
die höchste Zahl an Asylerstanträgen. Die Zah-
len für das erste Halbjahr 2000 zeigen jedoch,
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Anfang dieses Jahres traten in Belgien verschärfte
Asylvorschriften in Kraft. Asylbewerber erhalten
seit dem 1. Januar keine finanzielle Unterstützung

mehr. Statt bisher umge-
rechnet 1.050 DM im Mo-
nat erhalten sie nun Sach-
leistungen. Dazu zählt vor
allem die Unterbringung in
vom Staat bereitgestellten
Flüchtlingsheimen.

Die belgische Regie-
rung hatte bereits Mitte
Dezember vorigen Jahres
zwei Initiativen angekün-
digt, mit denen einerseits
eine effizientere Behand-
lung der Anträge durch-
gesetzt und andererseits

auch der private Sektor bei der Aufnahme von
Flüchtlingen stärker mit einbezogen werden soll-
te. Mit diesen Maßnahmen versucht die Regie-
rung unter Premier Guy Verhofstadt (Liberale),
die Flüchtlingszahl zu senken. Ursprünglich war
für das In-Kraft-Treten dieser neuen Asylvor-
schriften der 10. Januar vorgesehen. Der Asyl-

Belgien: Verschärfung der Asylpolitik
beauftragte der Regierung Pascal Smet erklärte
jedoch, „sehr gut informierte“ Asylbewerber
hätten versucht, noch vor diesem Termin finan-
zielle Zuwendungen zu erhalten. Teilweise wä-
ren sie dafür sogar aus anderen EU-Ländern nach
Belgien gereist. Um dieses „Asyl-Shopping“ zu
verhindern, habe die Regierung die Umstellung
dann auf den 1. Januar vorgezogen, so Smet.
Zudem verschärfte Brüssel bis zum 10. Januar
seine Grenzkontrollen.

Anders als in Deutschland, wo die Zahl der
Asylanträge rückläufig ist (siehe auch S. 2), stieg
die Zahl der Asylanträge in Belgien in den ver-
gangenen Jahren (siehe Tabelle). Allein 1999 er-
höhte sich die Zahl um 63% auf 35.778 Asylsu-
chende. Im vergangenen Jahr waren es rund
41.000 Anträge auf Asyl. Zur Zeit stehen jähr-
lich jedoch nur 8.000 Plätze zur Verfügung.

Die belgische Regierung setzt im Bereich der
Asylpolitik künftig auf die Anwendung der Dub-
liner Konvention. Demnach werden Flüchtlinge,
die bereits in einem anderen EU-Staat einen Asyl-
antrag hätten stellen können, zukünftig abge-
lehnt und in das entsprechende EU-Land abge-
schoben.  gle

Asylerstanträge in Belgien und Deutschland,
1995 bis 1. Halbjahr 2000

Belgien Deutschland

1995 11.648 127.937
1996 12.412 116.367
1997 11.575 104.353
1998 21.965 98.644
1999 35.778 95.113
2000* 15.965 35.949

* nur Halbjahreswert, bis inkl. Juni 2000

Quelle: Bundesamt für die Anerkennung
ausländischer Flüchtlinge

dass in diesem Zeitraum etwas mehr Asylanträ-
ge in Großbritannien gestellt wurden. Von Ja-
nuar bis Juni 2000 wurden nach Angaben des
BAFl in Europa 162.483 Asylanträge gestellt.
Davon entfielen 36.878 (21.5%) auf Großbritan-

nien und 35.949 (21%) auf Deutschland. Es folg-
ten die Niederlande mit 21.064 (12%), Frank-
reich mit 19.376 (11%) und Belgien mit 15.965
(9%) aller Anträge.  vö

Seit dem EU-Gipfel von Nizza im Dezember 2000
steht fest: 2004 oder 2005 werden mehrere ost-
mitteleuropäische Länder der Europäischen Ge-
meinschaft beitreten. Zur ersten Erweiterungsrun-
de gehören auf jeden Fall Estland, Polen, die Tsche-
chische Republik, Ungarn und Slowenien.

In Deutschland geht es beim Thema Osterwei-
terung innen- wie außenpolitisch um die Frage der
Niederlassungsfreiheit. Mitte Dezember des ver-
gangenen Jahres forderte Bundeskanzler Gerhard
Schröder (SPD) eine Übergangsfrist von sieben
Jahren, bis Bürger der Beitrittsländer in den bis-
herigen 15 EU-Staaten freien Zutritt zum Arbeits-
markt erhalten. Vorbild dafür sind die seinerzeiti-
gen Übergangsfristen nach dem EU-Beitritt Spani-
ens und Portugals im Jahr 1986. Diese wurden da-
mals auf Betreiben von Frankreich, Belgien und
Luxemburg durchgesetzt.

Nun sehen sich Deutschland und Österreich als
Hauptbetroffene der EU-Osterweiterung. Der öster-
reichische Bundeskanzler Wolfgang Schüssel (ÖVP)
forderte, den freien Zutritt auf den Arbeitsmarkt
erst dann zu gewähren, wenn das Lohnniveau in
den Beitrittsländern mindestens 70% des westeu-
ropäischen Niveau erreicht habe. Im Gegensatz
dazu forderte Schröder eine Frist von sieben Jah-

EU-Osterweiterung: Einschränkung der Freizügigkeit
ren, die erstmals fünf Jahre nach Beitritt mit Rück-
sicht auf die Arbeitsmarktlage überprüft werden
solle. Dann wäre eine Verkürzung, aber auch eine
Verlängerung denkbar. Zugleich verlangte Schrö-
der, auch die Dienstleistungsfreiheit vorübergehend
einzuschränken, um nicht nur Deutschlands Ar-
beitnehmer, sondern auch Handwerk und Bauin-
dustrie vor den Folgen der Osterweiterung zu
schützen.

Alle Einschränkungen sollen aus deutscher
Sicht flexibel gehandhabt werden. Bei akutem
Arbeitskräftemangel könne es schon während der
Übergangsfrist die Möglichkeit der Arbeitsmigra-
tion aus den neuen in die alten EU-Staaten geben.
Für die Zeit nach dem Jahr 2010 sieht Schröder
einen erheblichen Bedarf an Zuwanderung.

Auf Kritik stießen Schröders Forderungen vor
allem in Polen, das nach einem Beitritt zur EU so-
fortige Freizügigkeit verlangt. Polens Außenmi-
nister Wladyslaw Bartoszewski (parteilos) und sein
ungarischer Amtskollege János Martonyi (MDF)
stuften Schröders Forderung als „Wahlkampfrhe-
torik“ vor der Bundestagswahl 2002 ein.

Abgelehnt werden Schröders Vorstellungen
auch von Regierungsvertretern der baltischen
Staaten und der Tschechischen Republik. Aus
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Im Nahen Osten bleibt die mögliche Rückkehr
palästinensischer Flüchtlinge ein Hauptstreitpunkt
zwischen der israelischen Regierung und der pa-
lästinensischen Autonomiebehörde. Eine Abkehr
von der Forderung nach ungehindertem Rückkehr-
recht könnte den politischen Rückhalt von Palä-
stinenserpräsident Jassir Arafat nachhaltig gefähr-
den und zu Spannungen unter den Palästinensern
führen. Die Israelis befürchten, dass die Rückkehr
der Flüchtlinge ihre Sicherheitsinteressen tangie-
ren könnte und die jüdische Bevölkerung zahlen-
mäßig zur Minderheit machen würde. Nach An-
gaben der Vereinten Nationen liegt die Zahl der
Flüchtlinge bei rund 3,6 Mio. Die United Nations
Relief and Works Agency for Palestine Refugees
in the Near East (UNRWA), die derzeit vor Ort 59
Flüchtlingslager betreibt, versorgt die Flüchtlin-
ge seit 1948 mit dem Nötigsten.

Begonnen hatte die palästinensische Flücht-
lingsproblematik bereits mit dem ersten arabisch-
israelischen Krieg von 1948. Damals flüchteten
mehr als 700.000 Araber vor Übergriffen aus ih-
ren Dörfern, die sich nach dem kurz zuvor verab-
schiedeten UN-Teilungsplan nun auf israelischen
Territorium befanden. Die Flucht erfolgte ab 1949
überwiegend ins Westjordanland und ins benach-
barte Ausland. Der Ausbruch des Sechstagekrie-
ges und die Besetzung des Westjordanlandes durch
Israel im Jahr 1967 zwang erneut Hunderttausen-
de zur Flucht.

Noch heute lebt ein Großteil der Flüchtlinge
von 1948 und 1967 und ihrer Nachkommen in
Sammellagern des Gaza-Streifens (14%), der West
Bank (18%) oder des Libanon. Ein Drittel lebt im
benachbarten Jordanien, wo die 1,3 Mio. Palästi-
nenser sogar die Bevölkerungsmehrheit bilden. Im
Libanon leben heute noch rund 370.000 Palästi-
nenser als Staatenlose weitgehend isoliert von der
libanesischen Bevölkerung in Flüchtlingslagern im
Süden des Landes. Seit Jahren drängt die libane-

Nahost: Weiterhin keine Lösung in der palästinensischen
Flüchtlingsfrage

Australien: Erneute Kontroverse um illegale Einwanderung
Bei dem Bootsunglück hatten vornehmlich aus

dem Iran und Irak stammende Flüchtlinge versucht,
von Indonesien aus das Ashmore Riff zu erreichen,
um illegal nach Australien einzuwandern. Durch
den nordöstlich der australischen Küste wütenden
Wirbelsturm „Sam“ gerieten die Boote jedoch in
Seenot und kenterten. Da Hilfsmaßnahmen von aus-

Nach der Flüchtlingskatastrophe vor der austra-
lischen Küste Anfang Dezember vergangenen
Jahres, bei der über 160 Menschen ums Leben
kamen, ist es in den vergangenen Wochen zu
heftigen Auseinandersetzungen über die Frage
nach dem Umgang mit illegalen Einwanderern
gekommen (vgl. MuB 1/00).

sische Regierung auf eine Repatriierung der Flücht-
linge. Eine ähnliche Situation herrscht in Syrien.
Dort leben rund 340.000 palästinensische Flücht-
linge völlig isoliert von der syrischen Bevölke-
rung in grenznahen Auffanglagern.

Bereits 1948 hatte die UN-Vollversammlung im
Hinblick auf die Situation der Palästinenser in der
Resolution 194 darauf verwiesen, dass „Flüchtlin-
gen, die zu ihren Heimen zurückkehren und in
Frieden mit ihren Nachbarn leben wollen, dieses
zum frühestmöglichen Zeitpunkt gestattet werden
soll“. Stattdessen bemühte sich Israel in der Ver-
gangenheit, u.a. durch eine gezielte Siedlungspo-
litik, den Status quo zu festigen und eine Rück-
kehr zu verhindern. So wurde seit dem Sechstage-
krieg sowohl im Gaza-Streifen als auch im West-
jordanland der Bau von Wohnsiedlungen forciert.
Bis heute hat Israel 144 Siedlungen errichtet. Al-
lein im Westjordanland (ohne Jerusalem) leben
über 200.000 jüdische Siedler, weitere 6.500 im
Gaza-Streifen.

Der Ende 2000 vom ehemaligen US-ameri-
kanischen Präsidenten Bill Clinton vorgelegte
Nahost-Friedensplan, der den Endstatus zwischen
beiden Völkern festlegen sollte, scheiterte ne-
ben der Statusfrage Jerusalems gerade auch an
der Forderung nach Rückkehr der palästinensi-
schen Flüchtlinge und ihrer Nachkommen. Ei-
nig sind sich beide Seiten lediglich, dass vor-
rangig die Flüchtlingslager im Libanon aufge-
löst werden müssen. Auch fand eine Annäherung
dahingehend statt, dass vor allem Flüchtlinge
der ersten Generation, also jene aus den Jahren
1947/48, rückgeführt werden sollten.

Doch selbst wenn sich Israel zu einer Form der
Rückführung bereit erklären sollte, sind viele der
Dörfer, aus denen einst Palästinenser flüchteten
oder vertrieben wurden, nicht mehr vorhanden oder
sie werden heute von Israelis bewohnt.  san
Weitere Informationen: www.un.org/unrwa

diesen Ländern gab es bisher kaum Migration
nach Deutschland oder Österreich.

Zustimmung erhielt Schröder vom bayeri-
schen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber
(CSU) und von dem für die Osterweiterung zu-

ständigen EU-Kommissar Günter Verheugen
(SPD). Allerdings, so ein Sprecher der EU-Kom-
mission, müssten die Übergangsfristen von den
bisherigen 15 EU-Staaten einstimmig beschlos-
sen werden.  rm
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Die Zahl der im Ausland geborenen Wohnbevöl-
kerung der USA stieg im Jahr 2000 um 1,9 Mio.
auf rund 28,3 Mio. Personen. Dies geht aus einer
Anfang Januar 2001 veröffentlichten Bevölke-
rungsschätzung des U.S. Census Bureau hervor.

Von den 28,3 Mio. im Ausland geborenen Ein-
wohnern der USA waren10,5 Mio. (37%) bereits
US-amerikanische Staatsbürger. 11,2 Mio. (39,6%)
der „foreign born residents“ sind in den 1990er
Jahren eingewandert. Hinzu kommen 6,4 Mio. Kin-
der der Einwanderer, die per Geburt auf US-ame-
rikanischem Territorium die Staatsbürgerschaft
erlangten (ius soli). Insgesamt wuchs die Wohnbe-
völkerung der Vereinigten Staaten in den 1990er
Jahren um 32,7 Mio. Personen und erreichte Ende
des Jahres 2000 einen Bevölkerungsstand von 281,4
Mio. Einwohnern. Bereits für das Jahr 2006 er-
wartet das Zensusbüro das Überschreiten der 300-
Mio.-Marke.

Basierend auf den Daten des Population Sur-
vey vom März 2000 veröffentlichte das einwan-
derungskritische Center for Immigration Studies
(CIS) Anfang Januar 2001 einen Einwanderungs-
report. Steven Camarota, Autor der Studie, skiz-
ziert die Dimension der Einwanderung sowie die
bestehenden Integrationsprobleme. Derzeit lebt in
den USA die bislang höchste registrierte Zahl von
„foreign-born residents“. Bezogen auf die Gesamt-
bevölkerung beträgt ihr Anteil 10,4%. Im histori-
schen Vergleich wurde dieser Anteil lediglich in
den ersten drei Dekaden des 20. Jahrhunderts über-
troffen (Höhepunkt 1910: 14,7%).

Jährlich kommen laut Camarota zwischen 1,2
und 1,3 Mio. Personen für längere Zeit oder auf
Dauer in die Vereinigten Staaten. Davon reisen laut
CIS angeblich etwa 500.000 auf illegalem Weg ein.
Andere Experten rechnen nur mit 200.000 bis
300.000 illegalen Einwanderern pro Jahr. Mehr
als die Hälfte der Einwanderer (51%) kommen aus

USA: Neuer Report zu Einwanderung
Lateinamerika, vor allem aus Mexiko (28%). 71%
der Einwanderer leben in nur sechs Bundesstaa-
ten, wobei Kalifornien, Texas und New York die
höchsten Zahlen von Einwanderern aufweisen.

Mit Blick auf die Integration von Einwande-
rern hebt der CIS-Report mangelnde Qualifika-
tion, Probleme in der Gesundheitsversorgung
sowie Armut hervor. 30% der US-Einwanderer
haben keinen High School-Abschluss, während
dieser Anteil bei in den USA geborenen Perso-
nen nur 10% beträgt. Andererseits weisen Ein-
wanderer einen höheren Anteil von Universi-
tätsabschlüssen auf (11% gegenüber 9%).

Mehr als die Hälfte der nach 1970 eingewan-
derten Personen verfügen über ein Haushalts-
einkommen nahe oder unterhalb der Armutsgren-
ze, im Vergleich zu 28% der in den USA gebo-
renen Bevölkerung. Ein Drittel der Einwanderer
sind nicht krankenversichert. Dies entspricht dem
2,5fachen der in den USA Geborenen. Beson-
ders hoch ist der Anteil der Personen ohne Kran-
kenversicherung bei Einwanderern aus El Sal-
vador (57%) und Mexiko (53%). Camarota fol-
gert daraus, dass „aus der Einwanderung ein
enormes Wachstum der armen und nicht versi-
cherten Bevölkerung resultiert“.

Demgegenüber kritisiert das National Immi-
gration Forum (NIF) die einseitige Ausrichtung
des CIS-Reports. Er vernachlässige die Vorteile
der Einwanderung, da der Autor eine Einwan-
derungsreduzierung nahelegt und seine Argu-
mentation auch darauf ausrichtet. Zahlreiche
Studien würden belegen, dass sich die heutigen
Einwanderergenerationen ebenso schnell wie ver-
gangene Generationen in die US-amerikanische
Gesellschaft integrieren, so Angela Kelley vom
NIF.  sta
Weitere Informationen: www.cis.org/articles/2001/
back101.html

tralischer Seite unterblieben, konnten lediglich vier
Personen gerettet werden.

Nach offiziellen Angaben versuchen jährlich
mehrere Tausend Menschen, überwiegend auf
dem Seeweg, illegal nach Australien einzuwan-
dern. In letzter Zeit ist jedoch eine erhebliche
Steigerung zu verzeichnen. Allein in der zwei-
ten Dezemberhälfte des vergangenen Jahres wur-
den über 800 Personen aufgegriffen.

Bei der illegalen Einreise werden die Flücht-
linge mitunter von professionellen Schleusern un-
terstützt. Diese lassen die Flüchtlinge über die Ge-
fahren der Überfahrt oftmals im Unklaren und beu-
ten sie nach Erreichen des Ziellands aus, indem sie
sie beispielsweise zur Prostitution zwingen.

In Folge des Unglücks kam es selbst inner-
halb der liberal-konservativen Regierung zu ei-
ner Kontroverse darüber, wie in Zukunft mit il-
legaler Einwanderung umgegangen werden soll.
Auch wurden in diesem Zusammenhang Vorwürfe
laut, die australische Marine würde Flüchtlings-

boote in internationale Gewässer hinaustreiben,
um so den Strom illegaler Einwanderer einzu-
dämmen.

Justizministerin Amanda Vanstone (Liberale)
sprach sich kürzlich auf einer internationalen Kon-
ferenz zu Fragen der illegalen Einwanderung in
Canberra für eine verstärkte Kooperation mit den
Herkunftsländern aus. Dabei handelt es sich vor-
nehmlich um Staaten des Nahen und Mittleren
Ostens. Immigrationsminister Philip Ruddock (Li-
berale), der zunehmend unter öffentlichen Druck
geraten war, trat weiterhin für eine harte Linie ge-
genüber illegalen Einwanderern ein. Irreguläre Mi-
granten werden derzeit in Lagern außerhalb der
Städte untergebracht, wo sie teilweise unter un-
würdigen Bedingungen leben. Ein erster Schritt
zur Verbesserung der Lage soll nun die Freilas-
sung von Frauen und Kindern bringen. Die Män-
ner sollen jedoch bis auf weiteres in Gewahrsam
bleiben. san
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Literatur
Im Springer-Verlag erschien kürzlich das Buch
„New Demographic Faces of Europe“, herausgege-
ben von Wissenschaftlern des Central and Eastern
European Demographic Network. In dieser Publi-
kation werden auf nationaler Ebene die klassischen
demographischen Themen für ostmittel- und ost-
europäische Länder behandelt und für einige Län-
der um die Analyse sozio-ökonomischer Faktoren
erweitert. Beispielsweise für Tschechien findet sich
im Buch eine Analyse auf subnationaler Ebene, die
durch Karten illustriert wird. Die Analyse demo-
graphischer Prozesse und Prognosen der Bevöl-
kerung wird ergänzt durch die Erläuterung der Be-
völkerungspolitik der jeweiligen Regierung. Die
Herausgeber intendieren die Veröffentlichung wei-
terer Untersuchungen auf regionaler Ebene in ei-
nem folgenden Band.

Das Buch ist trotz seiner Faktendichte gut les-
bar. Dies wird unterstützt durch die konsistente
Gliederung des Buches sowie die graphische Um-
setzung wichtiger Kenngrößen. Einige dieser Vi-

sualisierungen sind allerdings schwer zu interpre-
tieren, da die Graphen sehr dicht beieinander lie-
gen. Hier wäre ein besseres Augenmaß der Auto-
ren für den Wertebereich ihrer Diagramme wün-
schenswert gewesen. Außerdem scheint die Aus-
wahl der untersuchten Staaten etwas willkürlich.
So ist Dänemark vertreten, andere west- und nord-
europäische Staaten hingegen nicht.

Das Buch ist eine gute Zusammenstellung de-
mographischer Forschung für die untersuchten
Länder und lohnenswert für alle, die sich für Be-
völkerungsentwicklung interessieren. Neben De-
mographen und Geographen wendet sich dieses
Buch vor allem auch an Wirtschafts- und Ost-
europawissenschaftler.
Tomáš Kucera, Olga Kucerová, Oksana Opara, Eber-
hard Schaich (Hrsg.): New Demographic Faces of
Europe, Springer Verlag, 2000, ISBN 3-540-67801-
8, Preis: 149,-DM; Online-Bestellung unter
www.springer.de.

Im Juni 2000 erschien Randall Hansens Buch
„Citizenship and Immigration in Post-War Bri-
tain: The Institutional Origins of a Multicultural
Nation”. Die Frage, warum Großbritannien nach
1945 die Frage der Staatsangehörigkeit so groß-
zügig, die Zuwanderung seit 1962 aber überaus
restriktiv handhabte, steht im Mittelpunkt der
Studie. Die Analyse der britischen Regierungs-
politik der Nachkriegszeit konzentriert sich vor
allem auf die Jahre bis 1968. Hier liegen der
Darstellung umfangreiche Archivstudien zu
Grunde. Die Zeit ab 1970 wird auf 50 Seiten eher
knapp behandelt. Ferner wird ausschließlich die
Commonwealth-Migration untersucht.

Während viele der seit den 1980er Jahren ver-
öffentlichten Studien zur Einwanderungspolitik der

Bommes, Michael (Hrsg.): Transnationalismus und
Kulturvergleich. Institut für Migrationsforschung
und Interkulturelle Studien, IMIS-Beiträge 15/2000,
ISSN 0949-4723.

Commission on the Future of Multi-Ethnic Britain
(Hrsg.): The Future of Multi-Ethnic Britain. Vor-
sitz: Bhikhu Parekh, ISBN 1-86197-227-x, Lon-
don, 2000, Preis: 10,99 £.

Parekh, Bhikhu: Rethinking Multiculturalism: Cul-
tural Diversity and Political Theory. ISBN 0-333-
60882-8; 2000, Preis: 14,99 £; Online-Bestellung:
www.palgrave.com.

World Bank (Hrsg.): World Development Report
2000/2001. Attacking poverty. 2001, ISSN 0949-
4723, Preis: 50 US-Dollar, Bestellung per Email:
books@worldbank.org.

Nachkriegszeit, die auf Grundlage der nunmehr
zugänglichen Regierungsakten entstanden, die zen-
trale Rolle von rassistischen Motiven hervorho-
ben, präsentiert Hansen hier eine anti-revisioni-
stische Position, die u.a. die führenden Politiker
gegen den Vorwurf des Rassismus verteidigt.

Das Buch präsentiert neue Forschungsergeb-
nisse, die für Wissenschaftler aus unterschiedli-
chen Disziplinen von Interesse sind, wie z.B. Hi-
storiker, Soziologen, Politikwissenschaftler so-
wie Erziehungswissenschaftler und Ethnologen.
Randall Hansen: Citizenship and Immigration in
Post-war Britain: The Institutional Origins of a
Multicultural Nation, Oxford University Press,
Oxford, 2000, 301 S., ISBN 0-19-829709-2, Preis:
70 US-Dollar.
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